
StGB handelte, indem sie die objektiv gebotene und 
für sie subjektiv mögliche Bereitschaft zu einem sorg­
fältigen und aufmerksamen Verhalten nicht aufbrachte, 
um sich die ihr obliegenden Pflichten bewußtzumachen 
und ihr Handeln danach einzurichten.

A n m e r k u n g :
Durch die vorstehende Entscheidung wird das in NJ 
1973 S. 148 veröffentlichte Urteil des 2. Strafsenats des 
Obersten Gerichts vom 31. August 1972 — 2 Zst 34/72 — 
aufgehoben. Vgl. dazu auch Schlegel in NJ 1973 S. 258 
und den redaktionellen Bericht über die 6. Plenartagung 
des Obersten Gerichts in NJ 1973 S. 270.

D. Red.

§§1, 7 Abs. 2 StVO; §196 Abs. 3 Ziff. 2 StGB.
Sind einem sich einer Fahrzeugansammlung nähern­
den Fahrzeugführer die Gründe für das Anhalten die­
ser Fahrzeuge vor einem Fußgängerschutzweg nicht 
erkennbar, weil er Warnzeichen bzw. Fahrbahnmar­
kierungen nicht sehen kann, ist er verpflichtet, seine 
Fahrgeschwindigkeit zu verringern und sich der Ver­
kehrssituation anzupassen. Setzt er dennoch seine Fahrt 
mit unverminderter Geschwindigkeit fort, handelt er 
bewußt pflichtwidrig und rücksichtslos.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 11. Juli 1972 
- 104 BSB123/72.

Der Angeklagte befuhr am 18. Januar 1972 gegen 14 Uhr 
die M.-Straße. Dabei übersah er ein Vorwarnschild, das 
auf einen Fußgfingerschutzweg im Kreuzungsbereich 
hinweist. Dieser Schutzweg ist mit Fahrbahnmarkie­
rungen und mit Ampeln gekennzeichnet. Der Ange­
klagte näherte sich mit unverminderter Geschwindig­
keit dem Kreuzungsbereich. Er verminderte seine Ge­
schwindigkeit auch nicht, als der Zeuge B. auf der Ge­
genfahrbahn seinen Lkw vor der Fahrbahnmarkierung 
zum Stehen brachte. Zugleich blieben der Zeuge K. mit 
seinem Fahrzeug in der Fahrbahnmitte und der Zeuge 
C. mit seinem Lkw in der rechten Fahrspur stehen, um 
den an der rechten Fahrbahnbegrenzung wartenden 
Fußgängern pflichtgemäß das Überqueren der Fahr­
bahn zu ermöglichen. Schließlich war auch ein hinter 
dem Lkw des Zeugen C., rechts von dem Angeklagten 
fahrender Lkw „Barkas“ an der Schutzwegmarkierung 
zum Stehen gekommen.
Der Angeklagte beachtete diese Situation nicht und 
setzte seine Fahrt fort. Dabei fuhr er auf dem Schutz­
weg die Geschädigte R. an, die im Vertrauen auf das 
pflichtgemäße Halten der Fahrzeuge die Fahrbahn be­
treten hatte. Die Geschädigte erlitt mehrfache Kno­
chenbrüche, Kopfplatzwunden und Prellungen. Sie war 
acht Wochen lang in stationärer Behandlung; Folge­
schäden hinsichtlich ihrer Gehfähigkeit sind noch nicht 
abzusehen.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Stadt­
bezirksgericht den Angeklagten wegen Herbeiführung 
eines schweren Verkehrsunfalls im schweren Fall ge­
mäß § 196 Abs. 1, 2 und 3 Ziff. 2 StGB.
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung wurde 
als unbegründet zurückgewiesen.

Aus den G r ü n d e n :
Die Strafkammer hat im Ergebnis richtig entschieden. 
Ein Mangel der angegriffenen Entscheidung ist jedoch 
darin zu sehen, daß sich die Strafkammer mit den Ein­
lassungen des Angeklagten nicht ausreichend ausein­
andergesetzt und seinen Einwand, er habe die Markie­
rungen des Fußgängerschutzweges nicht erkannt, als 
Schutzbehauptung abgewertet hat. Das widerspricht den 
Grundsätzen des sozialistischen Beweisrechts und findet 
auch im Ergebnis der Beweisaufnahme keine Stütze. 
Vielmehr ist der Berufung — wie auch dem gesell­
schaftlichen Verteidiger — darin zuzustimmen, daß ein 
Nichterkennen des Fußgängerschutzweges durch vom

Angeklagten nicht zu vertretende Umstände nicht 
ausgeschlossen werden kann.
Diese Wertung ergibt sich daraus, daß der an der 
rechten Fahrbahnbegrenzung bereits zum Stehen ge­
kommene Lkw des Zeugen C. die am Schutzweg ange­
brachte Ampel verdeckt haben kann. Außerdem kann 
auch die an der linken Fahrbahnbegrenzung ange­
brachte Ampel auf Grund ihrer Beschaffenheit für den 
Angeklagten nicht erkennbar gewesen sein. Insofern 
ist den Hinweisen des gesellschaftlichen Verteidigers 
auf die vorschriftswidrige Anbringung der Schutzweg­
markierung durchaus zu folgen. Auch ein Übersehen der 
Fahrbahnmarkierungen kann nicht ausgeschlossen wer­
den. Schließlich hat der Angeklagte unwiderlegbar ein­
gewendet, daß das Vorwarnschild von einem neben ihm 
fahrenden Fahrzeug verdeckt gewesen sei. Diese Ein­
wände durfte die Strafkammer nicht als Schutzbe­
hauptung abwerten.
Gleichwohl konnte die Berufung keinen Erfolg haben, 
weil sie — wie auch die Strafkammer — allein von der 
Frage ausgeht, ob der Angeklagte den Schutzweg er­
kannt hat. Dabei wird nicht berücksichtigt, daß in der 
festgestellten Verkehrssituation die Pflichten des An­
geklagten durch andere Umstände bestimmt wurden. 
Sie ergaben sich vor allem daraus, daß an der späteren 
Unfallstelle mehrere Fahrzeuge bereits zum Stehen ge­
kommen waren. Der Angeklagte hat zwar die Ursachen 
dafür nicht erkannt und daraus nicht auf das Vorhan­
densein eines Schutzweges geschlossen. Bei richtiger Be­
trachtungsweise ergibt sich aber folgendes: Auch wenn 
die Gründe für das Anhalten mehrerer Fahrzeuge auf 
der Fahrbahn nicht erkennbar sind, ist der sich dieser 
Fahrzeugansammlung nähernde Kraftfahrer stets dazu 
verpflichtet, seine Geschwindigkeit entscheidend zu ver­
ringern und sich der aus dem Halten mehrerer Fahr­
zeuge ergebenden Situation anzupassen. Setzt ein Kraft­
fahrer ungeachtet einer derartigen Situation seine Fahrt 
mit unverminderter Geschwindigkeit fort, handelt er 
pflichtwidrig.
Diese Anforderung ergibt sich aus dem allgemeinen 
Grundsatz der Vorsicht und gegenseitigen Rücksicht­
nahme sowie aus der Erfahrung, daß die Ursachen für 
eine Fahrzeugansammlung vielgestaltig sein können. 
Sie läßt zwar im allgemeinen nicht unbedingt auf das 
Vorhandensein eines Fußgängerschutzweges schließen, 
dafür kann sie aber z.B. auf einen Unfall oder — be­
sonders im Bereich einer Kreuzung — auf eine vom 
Kraftfahrer nicht ohne weiteres wahrnehmbare Ver­
kehrsregelung hindeuten. Im Interesse der Sicherheit 
für andere darf der Kraftfahrer seine Fahrt daher 
erst dann fortsetzen, wenn er sich von den Ursachen 
für die Fahrzeugansammlung überzeugt hat und er­
kennt, daß er andere nicht gefährdet.
Von dieser Pflichtenlage hätte die Strafkammer aus­
gehen und sie in ihrer Bedeutung für das Fahrver­
halten des Angeklagten näher untersuchen müssen. Hier 
wird die Situation dadurch charakterisiert, daß im Ge­
genverkehr der Zeuge B. den von ihm geführten Last­
zug vor den Markierungen des Schutzweges zum Stehen 
gebracht hatte. In Fahrtrichtung vor dem Angeklagten 
hatte der Zeuge C. in der rechten Spur bereits mit sei­
nem Lkw gehalten. Rechts vor dem Angeklagten war 
der Lkw „Barkas“ hinter dem Fahrzeug des Zeugen C. 
ebenfalls zum Halten gekommen.
Wenn die Berufung einwendet, daß der Angeklagte 
keine entsprechenden Wahrnehmungen gemacht hat, 
dann geht das vor allem daran vorbei, daß alle halten­
den Fahrzeuge im unmittelbaren Blickfeld des Ange­
klagten lagen, von ihm also unbedingt wahrgenommen 
werden mußten. Danach kann nur der Schluß gezo­
gen werden, daß die Situation für den Angeklagten 
erkennbar war und er sie auch erkannt hat, dennoch
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